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Verkündet

am 2ooAugust 4965

I m N a m e n d e s V o l k e
s

‘{v_ In Sachen

Klägers‘und'Revisionsklägers‚

‚1?rozsäbevs>l_lmäsh?iets_=

@ e g e n

V das Land Nordrhein-Westfalen, vertreten durch
das

Landesversorgungsamt Westfalen, JT'Hinstezr'/lwlestf„9
Engelstraße 25/25

' Beklagten und Revisionsbeklagten9

hat der 44 Senat des Bundessozialgerichts auf die

mündliche Verhandlung vom 20° August 4965‘) an der

mitgewirkt haben

Senatspräsident 1Dr H a u e i s e n Ü ‘

als Vorsitzender? '
_‚'Bundesrichterin Dr° S c h w a r z '

' “9“‘ und

„
Bundesrichter S o n n e n b e r g " 9

als weitere Berufsrichter‚ '_

Bundessozialrichter E r n s t „= g_„\3g._ und
Bundessozialrichter w e i s h ä u p 1

als ehrenamtliche Richter,

für Recht erkannt:

Auf die Revision des Klägers wird das Urteil des

,
Landessozialgerichts Nordrhein—Westfalen vom 70Juni

440964 aufgehoben; die Sache wird zu neuer Entscheidung

an das Landessozialgericht zurückverwiesen°

Von Rechts wegen°
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Der verheiratete Kläger, geboren am 210 September 1910? ist als
Angestellter beim Arbeitsamt in H1 beschäftigt° Er leistete'

vom 15° April 1940 an Wehrdienst, geriet am 1° Mai 1945 in russi—

sche Kriegsgefengenschaft und wurde am 25° August 1945 aus dem

Lazarett Wriezen‚ das unter russischer Verwaltung ständ‚ ent—_

lassen° Im September/Oktober 1945 wurde der Kläger im Elisabeth—'

Hospital in H
_

wegen Paratyphus behandelt° Im Anschluß daran

war beim Kläger eine Schwäche der Beinmuskulatur infolge einer

älteren Verwundung und dieser Infektionskrankheit zu beobachten°

Am 14° November 1945 beantragte der Kläger Versorgung wegen Bein;

beschwerden und einer allgemeinen Körperschwäche nach Erkrankun—

gen in der Kriegsgefangenschaft an Ruhr, Lungenentzündung und

Typhuso_Die Rentenabteilung der Landesversicherungsanstalt West—
falen erkannte mit Bescheid vom 26° März 1949 die Gesundheits—

störungen ' A ”

1° ReStschädigung beider Wadenbeinnerven nach

‘ Infektionskrankheitl ' . ‘ . w

2° Narbe am rechten Unterschenkel nach Phlegmone
„

als Wehrdienstbeschädigung an„ lehnte jedoch die Gewährung einer

Rente nach der Sozialversicherungsdirektive (SVD) Nr° 27 ab? weil

_diese Leiden eine_Ninderung der Erwerbsfähigkeit (MdB) renten—

berechtigenden Grades nicht erreichten; in diesem Bescheido der

sich auf die Gutachten des Chirurgen Dr° M vom 110 November
1948/22°Februar 1949 und des Nervenarztes Dr° C ‘ vom 7°Februar

1949 stützt; wurde ferner festgestellt, die Gangstörungen seien

psychogen bedingt und stünden mit den Erkrankungen während der

Kriegsgefangenschaft in keinem ursächlichenZusammenhango Mit

seinem Einspruch begehrte der Kläger die "Anerkennung" der Gang—

störungen als Schädigungsfolge und die Gewährung_einer Rente nach

einer MdB um 60 v„H° Der BeschWerdeausschuß des Versorgungsamts

Gelsenkirchen wies den Einspruch am 14° November 1952 zurücko
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Das SOZialgericht (SG) Münster, auf das die Berufung alten
Rechts als Klage überging, holte ein Gutachten der Neurolo—

gischen Klinik der Städtischen Krankenanstalten D ein.

Prof. Dr° J
_ ,

und Dr, K ‘-.' ' kamen in ihrem Gutachten

vom 22. Juli 4954 zu dem Ergebnis, die Gangstörung sei psycho—

gen bedingt; es sei möglich, daß anfangs ein organischer Kern

vorhanden gewesen sei, zu dem später die psychisch—reaktive

Reaktion hinzugekommen sei; jetzt sei eine organische Störung

nicht mehr nachweisbar; es sei anzunehmen, daß der Kläger aus

eigener Kraft nicht mehr in der Lage sei, seine psychische

Fehlhaltung zu überwinden. Das SG ließ den Kläger ferner in

dem Wiedersächsischen Landeskrankenhaus'T' ' '
.

unter-

suchen und begutachten. Der Direktor des Krankenhauses, Dr°

Kx
., und Oberarzt Dr° Ma:

.
kamen in ihrem Gutachten vom

8.September 4955 zu dem Ergebnis, daß der Kläger an einer

funktionellen Behinderung im Gebrauch beider Beine leide, die

einer weitgehenden Lähmung mit einer MdB von mindestens 60 v.H,

gleichzusetzen sei, Der zeitliche Zusammenhang dieses Leidens

mit einem schweren Flecktyphus während der Kriegsgefangenschaft

sei gegeben; es sei nicht wahrscheinlich, daß die schwere Gang-

störung ohne den Flecktyphus aufgetreten wäre; jetzt seien

objektiv weder körperlich noch psychisch erklärbare Faktoren

für die funktionelle Gangstörung festzustellen° Durcthrteil

vom 46. Juli 4956 änderte das SG Münster den Bescheid vom 26°

März 4949 ab, hob die Entscheidung des Beschwerdeausschusses

vom 44, November 4952 auf und verurteilte den Beklagten, zu—

sätzlich eine funktionelle Gehbehinderung beider Beine als

Wehrdienstbeschädigung im Sinne der Entstehung anzuerkennen

und dem Kläger ab 4' August 4948 Versorgungsrente nach einer

HdE um 70 v,H, zu gewähren,

Der Beklagte legte Berufung ein, er begehrte unter Abänderung

des Urteils des SG die Klage abzuweisen° Der Kläger schloß sich

der Berufung mit dem Antrag an, den Beklagten zu verpflichten,

dem Kläger ab 4°'August 4948 Rate nach einer MdB um 80'VvH„

zu gewähren„ Das Landessozißlgericht_(LS@.Nordrhein—Westfalen

holte das Gutachten der Psychiatrischen und Nervenklinik der
Universität B

. vom 44‚ September 4960 ein, das Oberarzt Dr°

GL„\' und Dr° He erstatteten° Die Gutachter beur—JLaw – Gesetze und Urteile
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teilten die Gangstörung als psychogen bedingt; eine bewußte

“Simulation schéide mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlich—
_keit aus; das Verhalten des Klägers werde von unbewußten Impul—

sen geleitet; die psychologischen Bedingungen während der

'Kriegsgefangenschaft ließen die Ausbildung einer Neurose als

wahrscheinlich erscheinen. Bei der Entstehung der Neurose sei

der Kläger wenigstens zum Teil das Opfer der damaligen Verhält—

nisse geworden; hinsichtlich des Fortbestehens der Gangstörung

handele es sich weitgehend um persönliche Faktoren; die MdE

sei mit 80 v.H. zu bewerten. Am 7. Juni 4964 änderte das LSG
das Urteil des SG ab. Es wies auf die Berufung des Beklagten

die Klage ab, die Anschlußberufuhg des Klägers wies es zurück‚

Zur Begründung führte das LSG aus: Bei der Gangstörung handele

es sich um ein funktionelles Erscheinungsbild, eine bloße Simu—>

lation des Beidenszustandes scheide mit Sicherheit aus° Es sei

davon auszugehen, daß die Gangstörung in unmittelbar zeitlichem

Zusammenhang mit der schweren Infektionskrankheit in der Kriegs—'

gefangenschaft aufgetreten sei und daß den jetzigen Beschwerden

des Klägers ursprünglich ein organischer Kern zugrunde gelegen

habe, möglicherweise im Sinne einer polyneuritischen Lähmung‚
Eine Anerkennung der Gangstörung als Schädigungsfolge käme jedoch
nur in Betracht, wenn auch jetzt noch ein organischer Befund

dieser Infektionskrankheit nachzuweisen wäre und dieser Befund

auch die Gangstörung erklären würde. Dies sei nicht der Fall,

seit dem Jahre 1949 habe sich ein organischer Befund für die

Gehbehinderung nicht mehr erheben lassen. Es handle sich um eine

Neurose, Wenn auch anzunehmen sei, daß die Neurose ohne die Ge—

fangenschaft und die fieberhäfte Erkrankung nicht aufgetreten

wäre, lasse sich doch nur feststellen, daß die Kriegsverhältnisse

eine Bedingung für den heutigen Zustand des Klägers sein können;

die versorgungsrechtlich allein entscheidende Frage, ob sie auch

die geggntlighg Ursache seien, sei indes nicht zu bejahen.Daraus,

daß die vielleicht mit anzuschuldigenden Kriegsverhältnisse schon

kurze Zeit nach der Gefangenschaft.abgeklungen waren, der Kläger

-auch bald Wieder in seine normalen häuslichen Verhältnisse zu—

rückgekehrt und in angemessener Weise in den Arbeitsprozeß ein—

gegliedert worden sei, ergebe sich schon, daß die wgggntlighg

Ursache nicht in dem Kriegserlebnis, sondern in der mangelnden_JLaw – Gesetze und Urteile
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Fähigkeit des Klägers begründet sei, das Erlebnis seelisch

zu verarbeiten. Eine solche Neurose stehe aber mit einem
_

schädigenden Ereignis oder einer ursprünglich als Schädi—

gungsfolge besthenden Gesundheitsstöruhg nicht in einem ‚

ursächlichen Zusammenhang; versorgungsrechtlich wesentliche

- Ursache sei_uhd bleibe allein die in der Persönlichkeit des

Klägers verankerte abnorme seelische Reaktionsbereitschaft, _—

Das Urteil wurde dem Kläger am 45. Juli 4964, dem Beklagten

am 47. Juli 4964 zugestellt. Am4° August 4964 legte der ;
Kläger Revision ein und beantragte, ‘

das angefochtene Urteil aufzuheben, die Berufung

des Beklagten gegen das Urteil des SG Münster vom
46. Juni 4956 zurückzuweisen und auf die Anschluß—

berufung des Klägers den Beklagten zu verurteilen,

Rente nach einer MdB um 80 v.‚H° zu gewähren,

hilfsweise, ' "
, c 1

die Sache unter Aufhebung des angefochtenen Urteils

zur erneuten Verhandlung und Entscheidung an das LSG

Nordrhein—Westfalen zurückzuverweisen‚

Der Kläger begründete die Revision
am 5. August 4964; er

rügte, das LSG habe die auf dem Gebiet der Kriegsopferver-

'.sorgung (KGV) geltende Kausalitätsnorm uhrichtig angewandt°
Nach der tatsächlichen Feststellung des LSG sei davon aus—

zugehen, daß die Gangstörung, die in unmittelbarem zeitlichen

Zusammenhang mit einer Infektionskrankheit während der Kriegs—

gefangenschaft aufgetreten ist, ohne diese Erkrankung und die

besonderen Verhältnisse der Kriegsgefangenschaft nicht entstan-
den wäre° Wunschvorstellungen als Triebmomente seien nicht .

wahrscheinlich zu machen, auch eine bewußte Simulation sei

auszuschließen, Wenn das LSG gleichwohl den Einflüssen der

Kriegsgefangenschaft keine wesentliche Bedeutung am Zustande-

kommen der Gangstörung beigemessen habe, so habe es dabei

die Kausalitätsnorm verletzt° Die Einwirkungen der Kriegsge—.

fangenschaft müßten jedenfalls als gleichwertige Mitursache

für die schwere Gangstörung angesehen werden. ‘JLaw – Gesetze und Urteile
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Der Beklagte beantragte am 42. September 4964,

die Revision als unzulässig zu Verwerfen.

'Er trug vor, die Kausalitätsnorm sei nieht verletzt; das LSG

. sei nicht zur Anwendung der Kausalitätsnorm gekommen, weil es
-Ä

' den ursächlichen Zusammenhang zwischen der Kriegsgefahgehschaft‘

und der Gangstörung schon auf tatsächlichem Gebiet Verneint habe.

Vorsorglich für den Fall, daß die Ausführungen des LSG dahin zu
véräehen seien, die Kriegsgefangenschaft sei doch eine Bedingung

im naturwissenschaftlich—philosophischen Sinn für die Neurose,

legte der Beklagte gleichzeitig Anschlußrevision ein mit dem
Antrag, " ' - ‘ ";Q»

das Urteil des LSG Nordrhein—Westfalen vom

7. Juni 4964 aufzuheben und die Sache an die

Vorinstanz zur anderweitén Verhandlung und
Entscheidung zurückzuverweisen°

Mit der Anschlußrevision wandte sich der Beklagte gegen die

tatsächliche Feststellung des LSG, auch die
Kriegsgefangenschaft

sei eine Bedingung - im naturwissenschaftlich-philosophischen

Sinn —
für den jetzigen Zustand des Klägers. Er rügte, diese

Feststellung sei nicht in verfahrensrechtlich einwandfreier Weise

zustande gekommen, sie sei unlogisch und verstoße gegen die

Denkgesetze; das LSG habe dabei 5 428 des Sozialgerichtsgesetzes

(SGG) verletzt. '_y ‚„-.. . „ ‘]' 5

4Der Kläger beantragte ferner,.

die AnsChlußrevision des Beklagten zurückzuweiseno

“II

Die Revision des Klägers ist statthaft nach 5 462 Abs. 4 Nr° 5
_

SGG; der Kläger macht zu Recht_geltend, das LSG habe bei der

Beurteilung_des ursächlichen Zusammenhangs der Gangstörung des

Klägers mit einer Schädigung im Sinne des Bundesversorgungsge—

setzes (BVG) das Gesetz verletzt.
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Im Sinne ven % 162'Abs. 4 Nr. 5 SGG ist "bei der Beurteilung? '

des ursächlichen Zusammenhanges “das Gesetz" verletzt, wenn

die Kausalitätsnorm, die für die Rechtsgebiete der KOV und >

der Unfallversicherung gilt, verletzt ist° Kausalitätsnormen

sind die von Rechtslehre und Rechtsprechung entwickelten_all—
gemein gültigen Rechtssätze (Ursachenlehren), die für die @
einzelnen Rechtsgebiete die Frage regeln, ob eine Bedingung,

die im,philosophischen Sinn für den Erfolg ursächlich ist,*

rechtlich als Ursache des Erfolgs zu werten ist° Nach der

für die Rechtsgebiete der KOV und der Unfallversicherung maße

gebenden‘Ursachenlehre ist nur diejenige Bedingung des Er—
_

folge rechtserheblich, die wegen ihrer besonderen Beziehung

zum Erfolg nach der natürlichen Betrachtungsweise
zum Ein—

tritt dieses Erfolgs ggggytligh mitgewirkt hat (BSG 1, 268 ff
und seither ständige_Rechtsprechung des BSG); haben neben
dieser Bedingung auch noch andere Bedingungen, die nur für

die philosophische„Betrachtung Ursachen sind, mitgewirkt,

so scheiden diese anderen Bedingungen als Ursachen im Sinne

des Versorgungsrechts und der Unfallversicherung aus; haben

mehrere Bedingungen in gleicher Weise ("gleichwertig") zu_
dem Erfolg beigetragen, so ist jede von ihnen Ursache im '

Rechtsinne; ergibt sich, daß von mehreren 3äglighgg Bedingungen

schon im philoSophischen Sinne nur ging Bedingung ursächlich

für den Erfolg gewesenist, so bleibt für eine rechtliche Be—
urteilung der gndgrgg Bedingungen und damit für eine Anwendung

der Kausalitätsnorm kein Raum.

Im vorliegenden Falle hat das LSG entgegen der Ansicht des

Beklagten seine Entscheidung in Anwendung der Kausalitäts—‚

norm getroffen„ Es hat auf Grund der ärztlichen Gutachten '

zunächst festgestellt, die Gangbehinderung des Klägers, die

einer weitgehenden Lähmung beider Beine gleichkomme, sei

ein funktionelles Erscheinungsbild (eine "Neurose”}, das

durch einen objektiven Befund nicht zu erklären sei und mit

der früheren Erkrankung des Klägers während der Gefangen«

schaft objektiv nicht zusammenhänge; Diese Feststellung ist

für das BundessozialgeriCht (BSG) bindend (@ 165 SGG}; der

Kläger hat insoweit zwar "Bedenken" geltend gemacht, eineJLaw – Gesetze und Urteile
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substantiierte Verfahrensrüge (% 164 Abs„ 2 Satz 2 SGG) ist

seinem Vorbringen jedoch nicht zu entnehmen„ Das LSG hat weiter

ausgeführt (Urteilsgründe So 8 Mitte), daß "die Uahrscheinlich— :
keit des ursächlichen Zusammenhanges (der Gangbehinderung) mit ‘

Kriegsereignissen nicht festzustellen ist“,) es sei nur festzu—

stellen (Urtéilsgründe SD 10 oben), ”daß die Kriegsverhältnisse "

eine Bedingung für den heutigen Zustand sein können" und daß die

”vielleicht mit anzuschuldigenden Kriegsverhältnisse schon kurze

Zeit nach der Gefangenschaft abgeklungen waren"° Diese Ausführun—

gen könnten zwar die Annahme zulassen‚ das LSG habe in den Ein—

flüssen der Kriegsgefangenschaft schon im naturwissenschaftlich-_‚

philosophischen Sinne nicht eine Bedingung für den "Erfolg? l"

— die Gangbehinderung des Klägers — gesehen° Obwohl die UrteilSw

gründe die gebotene Feststellung, daß die Einwirkungen der Kriegs—

gefangenschaft eine — wenn auch nach der Überzeugung des LSG

nicht die wesentliche — Bedingung der Gangbehinderung gewesen

sind %%3€s%%9 sie überhaupt nicht eine Bedingung der Gangbehinde—

rungxsi■d]”■icht ausdrücklich enthalten9 so lassen doch die wei«
teren Ausführungen des LSG nur den Schluß zug daß das LSG der Auf—

fassung gewesen ist9 Bedingungen für die Gangbehinderung seien

sowohl die abnorme seelische Reaktionsbereitschaft des Klägers„

als auch die Einflüsse der Kriegsgefangenschaft
gewesen„ ygggn$:

lighg Bedingung sei aber die abnorme seelische Reaktionsbereit—‘

schaft° Dies ergibt sich schon daraus9 daß das LSG auf Grund der

Sachverständigengutachten festgestellt hat? daß "die Neurose ohne
Gefangenschaft und die fieberhafte Erkrankung nicht aufgetreten

wäre" (UrteilsgründeS° 10 oben), daß es auf die "versorgungs—

rechtlich allein entscheidende Frage“ abgehoben hat? ob die wehr—

_-_—..._.——p——

—__ ————__.....

Kriegserlebnis9 sondern in der mangelnden Fähigkeit des Klägers .
gesehen hat5 dieses Erlebnis seelisch zu verarbeiten9 und daß es
dem Gutachten der Ärzte des Landeskrankenhauses in Tiefenbrunn

deshalb nicht gefolgt ist? weil auch diese Ärzte die Gefangenw

schaft und die Infektionskrankheit während der Gefangenschaft

Ergebnis “lediglich über den nur im bürgerlichen Recht‚ nicht
\aber im Versorgungsrecht maßgeblichen Ursachenbegriff der adäquatenJLaw – Gesetze und Urteile
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Bedingung" gekommen seien, Das LSG hat sonach mehrere Be—

dingungen, die zu der Gangbehinderung geführt haben, gegen1

einander abgewogen, es hat die abnorme seelische Reaktions—Ä'

bereitschaft als die versorgüngsrechtlich wesentliche Bedin—

gung und damit als die Ursache im Sinne des Versorgungsrechts_

angesehen, es hat damit die für das Gebiet der KOV geltende ‘

"Theorie der wesentlichen Bedingungen" angewandt, Es hat aber

diese Ursachenlehre nicht richtig angewandt, Es ist erkennbar »“

davon ausgegangen, daß wehrdienstbedingte Einflüsse, die keine

organischen Befunde hinterlassen, überhaupt nicht eine wesent-

.liche Bedingung für ein neurotieches Zustandsbild sein können,

es hat damit von vornherein der Kausalitätsnorm einen Inhalt
,gegeben, den sie nicht hat,

es hat schon den "Obersatz", unter
den die tatsächlichen Feststellungen zu subsumieren gewesen

sind, eingeschränkt; es hat zwar auch das Ergebnis der Beweis?

aufnahme, insbesondere die medizinischen Gutachten, gewürdigt,

und es hat insoweit nach seiner freien, aus dem Gesamtergeb—

nis des Verfahrens gewonnenen Überzeugung entscheiden dürfen

(5 428 SGG), es hat aber nicht von vornherein davon ausgehen
dürfen, der für die rechtliche Beurteilung maßgebliche “Ober-

ll
satz enthaltc die Einschränkung, daß für einen Erfolg (die

funktionelle Störung) eine im naturwissenschaftlich—philoso-

phischen Sinne'gegebene Bedingung (schädigendes Ereignis

im Sinne des Versorgungsrechts oder der Unfallversicherung)

niemals die “wesentliche” Bedingung sein könne, Es hat nicht
schon deshalb, weil in der medizinischen Wissenschaft erheb—

liche Meinungsverschiedenheiten darüber bestehen, ob ein
schädigendes Ereignis oder ein Unfall allein oder neben an“

deren Bedingungen im naturwissenschaftlichen (medizinischen)
Sinne eine Bedingung für "psychogene Reaktionen" sein können,

solche Reaktionen rechtlich aus dem Anwendungsbereich der

"Theorie der wesentlichen Bedingung“ ausschließen dürfen '

(vgl° hierzu auch Schubert, Das Neurosenproblem, Ärztl°

Mitteilungen _ in _ 4955,655ff), Wiedas BSGfür das
_Rechtsgebiet der KOV'(vgl„ BBG 14, So, 55) und für das Rechts—

gebiet der Unfallversicherung (vglo Zuletzt Urteile des BSG

vom 18,Dezember 4962, BSG 18, 465 und BSG 48, 475 mit weiteren

Hinweisen) entschieden hat, darf die Prüfung, welche BedingungenJLaw – Gesetze und Urteile
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als wesentliche und damit als Ursachen im Sinne des Rechts der GA

Unfallversicherung und der KOV anzusehen sind„ nicht auf Gesche—

hensabläufe beschränkt werden? die sich im Gebiet des Körperlich—

'Organischen abgespielt haben oder an organische Störungen an—
knüpfen oder sich untrennbar mit ihnen vermischen (siehe auch

BSG 10, 209, 245); vielmehr sind auch Vorgänge im Bereich des

Psychischen und Geistigen ("Neurosen") hinsichtlich ihrer recht—
lichen Bedeutung zu würdigen (vgl° hierzu BGHZ 20‚ 157)‚ auch \

psychische Reaktionen können rechtlich wesentlich durch ein

Unfallereignis oder durch versorgungsrechtlich erhebliche Tat—

bestände im Sinne der 55 4 ff BVG “verursacht" sein° Ebenso wie

bei körperlichen Reaktionen auf äußere Einflüsse der etwa vorhan“

denen körperlichen Anlage des Betroffenen nicht von vornherein

eine„ so überragende Bedeutung beigemessen werden darf? daß

äußere Einflüsse als rechtserhebliche Bedingung ausscheiden9

dürfen auch bei psychischen Reaktionen äußere Einflüsse nicht

schon deshalb als wesentliche Bedingung für den Erfolg und damit

als Ursache im Rechtssinne ausgeschlossen werden‚ weil bei dem

Betroffenen eine in seiner Persönlichkeit begründete "abnorme

seelische Reaktionsbereitschaft" vorliegt° In beiden Fällen „
kann die Frage nach der rechtlich wesentlichen Ursache vielmehr

erst nach eingehender individueller Prüfung beantwortet werden;

dabei sind auch psychische und neurotische Erscheinungen nicht

"einfach im Blick auf die normale Reaktionslage zu bewerten? V
sondern die Betrachtungsweise ist auf die Persönlichkeit des Ben

troffenen und seine Reaktionsweise abzustellen° Zwar muß von

jedem Betroffenen erwartet werden‚ daß er seinen Willen gemäß den

Anforderungen seiner Situation steuert und Begehrensvorstellungen

Widerstand leistet (vgl.° BGHZ aaO)„ ob und wieweit er dazu ent—

sprechend seinem seelischen Zustand und seiner möglicherweise

abartigen seelischen Reaktionsweise in der Lage ist9 kann aber

nur im Einzelfall beurteilt werden() Dies hat das LSG bei der
Abwägung der versorgungsrechtlich erheblichen Bedingungen nicht

ausreichend berücksichtigt„ Allerdings wird der ursächliche Zu—

sammenhang—im Rechtssinne in der Regel dann zu verneinen sein?

wenn ”Neurosen" wesentlich die'Folge wunschbedingter Vorstellunm

gen sind; wenn es sich bei dem Erscheinungsbild um Wunsch— oder

Entschädigungsreaktionen handelt (sog° "echte Rentenneurosen“JLaw – Gesetze und Urteile
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nach Heuer5 ÄM 19609 22218 2225 im Anschluß an Venzlaff‚
Die psychoreaktiven Störungen naeh entschädigungspflichtigen .

Ereignissen, 4958; Schubert aaO; BSG 40, 209‚ 215 und Urteil _.

des BSG vom 18„ Dezember 49629 BSG 48, 475)° Das LSG hat zwar

auch erörtert‚ ob ”eine unbewußt bestimmende Tendenz" — etwa
die Vorstellung des Klägers im Jahre 4945‚ sich durch seine

in der Gehbehinderung zum Ausdruck kommende Hilflosigkeit

dem Zugriff_der Besatzungsmacht zu entziehen„ später die un—
bewußte Bereitschaft, fremde Hilfeleistungen entgegenzunehmeh„k

oder auch_der sich über Jahre hinziehende Ve11auf des Versor—'

gungsrechtsstreits — für das Entämhen und Fortbestehen der
'Neurose wesentlich sein kann; es ist aber auch insoweit von

vornherein davon ausgegangen? daß "eine solche Neurose”
(eine sogenannte ”unechte Rentenneurosé") mit einem wehrdiehst—

bedingten schädigenden Ereignis nicht in ursächlichem Zusammen“

hang stehe?_es hat auch insoweit erkennen lassen? daß es der

Meinung ist? der Wehrdienst könfe nicht eine "wesent3iche”

Bedingung sein? es hat die etwa in der Person des Klägers

liegende Bedingung nicht abgewogen gegenüber den Einflüssen

des Wehrdienstes; seine Ausführungen lassen auch nicht erken—

nen? ob es etwa eine “echte Rentenneurose" (s„ oben) als ge—
geben angesehen hat° ' ‘

Das LSG hat sonach nicht alle Umstände in seine Betrachtung

einbezogen? die für die Anwendung der für das Gebiet der
Kriegsopferversorgung maßgebenden Ursachenlehre erheblich

sind9 es hat damit "das Gesetz" im Sinne von 5 162 Abs;
Nr„ 5 SGG verletzt° Die Revision ist sonach statthafto Der

Kläger hat sie auch in gehöriger Form und Frist eingelegt9

4

sie ist damit zulässig°

Die Revision ist auch begründet; es ist möglich? daß das'_-

Urteil des LSG anders ausfällt? wenn die Kausalitätsnorm

richtig angewandt wird‚ Das Urteil des LSG ist daher auf»
zuheben° Der Senat kann in der Sache nicht selbst entschei—'

den° Die Feststellungen des LSG reichen nicht aus für die

Beurteilung der Frage9 ob das bei dem Kläger vorliegende

neurotische Erscheinungsbild im Sinne des VersorgungsrechtsJLaw – Gesetze und Urteile
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ursächlich mit den Einflüssen der Gefangenschaft zusammenhängto
Das LSG hat von seinem Sachlich—rechtlichen Standpunkt aus auch

keinen Anlaß gehabt, zu ermitteln‚ in welchem Grade der Kläger in

seiner‚Erwerbsfähigkeit durch die Gangbehinderung — falls sie

eine Schädigungsfolge ist
— gemindert ist„ Die Sache ist daher zu

neuer Entscheidung an das LSG zurückzuverwéisen (@ 170 Abs° 2

Satz 2 SGG)° Soweit es sich um die Tragweite der versorgungsrecht-

lichen Kausalitätsnorm handelt; ist das LSG nach 5 170 Abs„ 4 SGG

an die rechtliche Beurteilung des Revisionsgerichts gebundena‘

Einer Entscheidung über die "Anschlußrevision" des Beklagten be—

darf es nicht° Der Beklagte hat mit der "Anschlußrevision" nur
zum

Ausdruck gebracht$ daß er dem Hilfsantrag des Klägers? die

Sache an das LSG zurückzuverweisen, nicht entgegentritt° “

Die Koste■entscheidung bleibt dem abschließenden Urteil vorbehalten.
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